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er Sommer brachte die erhoffte
Erholung. Der ifo-Geschäftskli-
maindex hat sich in den Mona-

ten Juni, Juli und August kräftig verbes-
sert. So schätzten Sachsens Unternehmer
die wirtschaftliche Lage und ihre Ge-
schäftserwartungen deutlich positiver ein
als zu Beginn der Corona-Krise im Früh-
jahr. Vor allem der Handel, die Dienstleis-
ter und Industriebbetriebe sehen wieder
Licht am Ende des Tunnels. Etwas verhal-
tener fällt der Optimismus in der Bau-
wirtschaft aus. Hier hat sich die Stim-
mung über den Sommer nur leicht ver-
bessert. Im August sanken die Geschäfts-
erwartungen sogar wieder etwas. Fest
steht: Das sächsische Stimmungsbarome-
ter ist insgesamt noch nicht wieder auf
dem Vor-Corona-Niveau angekommen.

Unterstützung vom Bund
entlastet Unternehmen

Das Zahlungsverhalten hat sich in Sach-
sen im zweiten Quartal 2020 im Ver-
gleich zum Vorjahr deutlich verbessert.
Mussten Unternehmer da noch einen
Zahlungsverzug von durchschnittlich 9,4
Tagen hinnehmen, waren es 2020 nur
noch 8,3 Tage. Damit liegt die Zahlungs-
moral im Freistaat annähernd wieder auf
dem von Experten als sehr gut bewerte-
ten ersten Quartal 2019. Mit Blick auf die
Corona-Krise scheint die gestiegene Zah-
lungsmoral ungewöhnlich. Ein Grund da-
für sind jedoch die massiven Unterstüt-
zungsangebote der Bundesregierung. Der
leichtere Zugang zu KfW- und SAB-Kredi-
ten sowie Steuerstundungen und Zu-
schüsse für Selbstständige zeigen ihre
Wirkungen.

D
Rechnungen werden
schneller beglichen

Dazu kommt: Viele Unternehmer haben
zu Beginn der Krise imMärz ihren Kredit-
rahmen ausgeschöpft, um ihre Liquidität
zu sichern. Dadurch ist ein Großteil der
sächsischen Betriebe eher in der Lage,
Rechnungen fristgerecht zu begleichen.
Auf der anderen Seite führt die Kreditauf-
nahme zu einer Verschlechterung der Bi-
lanzqualität. Ein Blick in die einzelnen
Branchen zeigt ein differenziertes Bild.
Während die Rechnungen im Einzel- und
im Großhandel jetzt rascher beglichen
werden, hat sich der Zahlungsverzug bei
den Konsumgütern mit zusätzlich zwei
Tagen sogar deutlich verschlechtert. Die
Fachleute gehen davon aus, dass sich die
Zahl der Überfälligkeitstage mit dem An-
halten der Krise in der Wirtschaft noch
weiter erhöhen wird.

Mehr Insolvenzen ab
Herbst erwartet

Lieferanten und Kreditgeber se-
hen sich steigenden Risiken gegenüber.
Das zeigt eine Analyse auf Basis des Cre-
ditreform Debitorenregisters Deutsch-
land (DRD), für die rund 3,5 Millionen
Rechnungsbelege ausgewertet wurden.
Ein Indiz dafür ist der durchschnittliche
Zahlungsverzug, der sich im ersten Halb-
jahr 2020 auf 10,8 Tage erhöht hat. Zuge-
nommen haben die Zahlungsverzögerun-
gen besonders bei Geschäftstransaktio-
nen mit der Chemieindustrie und der
Kunststoffbranche. Geringere Zahlungs-
verzögerungen gibt es im Logistikgewer-
be. Die durchschnittliche Forderungslauf-
zeit lag im ersten Halbjahr mit 42,9 Ta-
gen leicht unter dem Vorjahreswert. Im
Schnitt vergehen also 1,5 Monate, bis der

Erbringer einer Leistung sein Geld erhält.
In den letzten Monaten hat die Kürzung
der Zahlungsziele durch die Lieferanten
einen Anstieg der Außenstandsdauer ver-
hindert. Insgesamt stieg jedoch der
Druck in Sachen Zahlungsfähigkeit. Da-
mit droht eine Kettenreaktion vor allem
in stark verflochtenen Wirtschaftsberei-
chen – bis hin zu vermehrten Insolven-
zen. Für das Gesamtjahr 2020 prognosti-

ziert die Creditreform Wirtschaftsfor-
schung 15 bis 18 Prozent mehr Unter-
nehmenspleiten in Deutschland als im
Vorjahr. „Die Hauptinsolvenzlast erwar-
ten wir bei gleichbleibenden Bedingun-
gen aber erst in den ersten beiden Quar-
talen 2021. Es ist sehr wahrscheinlich,
dass ab Oktober vor allem viele kleine
Selbstständige, Gewerbetreibende und
mittelgroße Firmen Insolvenz beantra-

gen müssen, die heute schon illiquide
sind und nur noch auf Sicht fahren“, so
Thomas Schulz, Prokurist bei Creditre-
form Dresden. Was jetzt vor allem helfen
könne, sei unternehmerische Eigenver-
antwortung. Das bedeute, sich nicht nur
auf den staatlichen Rettungsanker zu ver-
lassen, sondern die eigene Finanzierung
zu überdenken und mehr auf Eigenkapi-
talstärke zu setzen. „Auch die Weiterent-
wicklung des eigenen Geschäftsmodells
ist ein wesentlicher Punkt, der von der
gesamten deutschen Wirtschaft aber seit
Jahren auf die leichte Schulter genom-
men wird“, so Thomas Schulz weiter.

So hätten die Industrie insgesamt, die
Automobilbranche, der Maschinenbau
und der stationäre Einzelhandel Proble-
me, die weit vor der Epidemie entstan-
den seien.

Leichtes Aufatmen
Das Geschäftsklima in Sachsen hat sich in den Sommermonaten deutlich verbessert.
Auf Vor-Corona-Niveau ist es aber längst noch nicht. Und nun drohen Insolvenzen.

Von Annett Kschieschan

Das Sachsenbarometer, der Wirtschaftsin-
dikator der „Wirtschaft in Sachsen“, er-
scheint in Kooperation mit der Dresdner Nie-
derlassung des Ifo Instituts-Leibniz-Institut
für Wirtschaftsforschung an der Universität
München e.V. und der Wirtschaftsauskunftei
Creditreform Dresden.
www.ifo-dresden.de
www.dresdencreditreform.de

Sachsen-Barometer

SZ-Grafik: Gernot GrunwaldQuellen: Ifo-Institut Dresden, Creditreform
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Staatsanwaltschaften in Deutschland registrieren noch immer Verdachtsfälle we-
gen Betrugs im Bezug auf das Corona-Soforthilfeprogramm des Bundes. Das geht
aus einer Umfrage der Deutschen Richterzeitung bei den Justizministerien und
Staatsanwaltschaften der Länder hervor, über die das Redaktionsnetzwerk
Deutschland (RND) berichtete. Demnach meldeten bis auf Thüringen alle Bundes-
länder Fälle. Der Umfrage zufolge könnte sich der Schaden auf mehrere Millionen
Euro belaufen. Der Deutsche Richterbund (DRB) geht davon aus, dass die straf-
rechtliche Aufarbeitung der Fälle die Justiz noch bis weit ins nächste Jahr beschäf-
tigen wird. „Trotz Auslaufens der staatlichen Hilfsprogramme erreichen die Staats-
anwaltschaften weiterhin neue Verdachtsfälle erschlichener Corona-Soforthilfen“,
sagte DRB-Bundesgeschäftsführer Sven Rebehn dem RND. Hinweise der auszahlen-
den Banken auf mögliche Straftaten gingen teilweise erst mit langem zeitlichen
Nachlauf bei den Strafverfolgern ein. „Es geht dabei in der Regel um Fälle von Sub-
ventionsbetrug, die vertiefte einzelfallbezogene Ermittlungen erfordern und sich
nicht standardisiert als Massenverfahren erledigen lassen“, sagte Rebehn. Die
meisten Fälle registrierten demnach die Behörden in Nordrhein-Westfalen: Mehr
als 4.300 Verfahren sind dort anhängig. Allein die Staatsanwaltschaft Köln führt
rund 900 Verfahren wegen Betrugs, bei denen es um ein Subventionsvolumen von
mehr als neun Millionen Euro geht.

Betrug mit Corona-Hilfen: Ermittlungen
in mehr als 10 000 Fällen


